
Außenpolitik 

Marschall Achromejew 
traf USA-Parlamentarier 

Moskau (ADN). Die UdSSR ist 
bereit, bis 1995 die Rüstungsaus­
gaben um etwa die Hälfte zu ver­
ringern, sollte ein Abkommen 
über die Reduzierung der kon­
ventionellen Streitkräfte und Rü­
stungen in Europa und ein sowje� 
tisch-amerikanischer Vertrag über 
die Reduzierung der strategischen 
Offensivwaffen erreicht werden. 
Das erklärte laut TASS der Mar­
schall der Sowjetunion Sergej 
Achromejew, militärischer Bera­
ter des Vorsitzenden des Obersten 
Sowjets der UdSSR, Michail Gor­
batschow, am Dienstag in Mos­
kau gegenüber einer Gruppe des 
Streitkräfteausschusses des USA­
Repräsentantenhauses unter Lei­
tung seines Vorsitzenden, , Les 
Aspin. 

Großbritannien wählt 
Kosmos-Anwärter aus 

London (ADN). In der Spezial­
abteilung des Medizinischen 
Zentrums der Vereinigten Briti­
schen Patientenassoziation in 
London werden gegenwärtig die 
ersten von 150 Kandidaten unte.r­
such t, die sich für den im Früh­
jahr 1991 geplanten gemeinsamen 
sowjetisch-britischen I{osmosflug 
beworben haben. Vier Kandida­
ten sollen im November dieses 
Jahres in die Sowjetunion zur 
Ausbildung fahren. 

UdSSR-Innenministerium 
zur Lage in Abchasien 

Moskau (ADN). Die Lage in der 
zu Georgien gehörenden Autono­
men Republik Abchasien sei wei­
terhin gespannt, teilte am Diens­
tag ein Sprecher des UdSS�­
Innenministeriums mit. In eini­
gen Ortschaften sei es wieder zu 
Zusammenstößen zwischen Ange­
hörigen beider Nationalitaten ge­
kommen. Am Wochenende seien 
von den Sicherheitskräften 
Schußwaffen beschlagnahmt und 
Fahrzeuge konfisziert worden. 
166 Personen, die die Bestimmun­
gen der Sonderregelung mißach­
teten, wurden in Haft genommen. 
Um die Einhaltung der Sonder­
maßnahmen konsequent durch­
zusetzen, werden laut TASS ab 
10. August neue Aufenthaltsge­
nehmigungen für ein�lne Orte 
beziehungsweise das eesamte 
Territorium Abcilasien.s ausge­
stellt .• 

Manöver der Sowj�f armee 
angekündigt 

Moskau (ADN). In der Zeit vom 
15. bis 22. August 1989 finden in
der Belorussischen SSB Manöver 
von Einheiten der Sowjetarmee 
statt, ,bericht�t:e., ·TA�SJ �An,;,peµ. 
Übungen · im Raum Dubrowo, 
Schazk, Beresino· ünd Ulla würden 
Verbände der Land- und Luft­
streitkräfte des belorussischen Mi­
litärbezirks in einer Gesamtstärke 
von 17 400 Mann teilnehmen. Die 
Regierung der UdSSR habe ent­
sprechend dem Schlußdokument 
der Stockholmer Konferenz über 
vertraueru;- und sicherheitsbil­
dende Maßnaihmen und Abrüstung 
Beobachter aus · allen Teilnehmer­
staaten der Konferenz für Sicher­
heit und Zusammenarbeit in 
Europa eingeladen. 

Nordkasachstan : 

Rundfunk sendet auch in
deutscher Sprache 

Moskau (ADN). Der Rundfunk 
des Gebiets Nordkasachstan be­
gann mit regelmäßigen Sendungen 
in deutscher Sprache, berichtete 
TASS. Es würden Beiträge zur 
Geschichte, Kultur, zu den Tradi­
tionen und dem heutigen Alltag 
der Sowjetdeutschen ausgestrahlt. 
In 271 Schulen Kasachstans werde 
Deutsch als Muttersprache unter­
richtet. An der kasachischen Uni­
versität sei mit der Ausbildung 
von Studenten für die Arbeit in 
der deutschsprachigen Presse be­
gonnen worden. 

Sowjetunion :· 

18 Tote bei Gasexplosion 
M�slr.au (ADN). Bei einer Gas­

explosion in einem vierstöckigen 
Wohnhaus in der ukrainischen 
Stadt Moglljow-Podolsk� kamen 
18 Menschen ums Leben. 
Nach vorläufigen Aniaben 
kam es zu dem Unglück, als aus 
einer Leitung im Keller des Hau­
ses ausströmendes Gas explo­
dierte. 

Brand1Jnache auf 
U-Boot „Komsomolez"
ermittelt

Moskau (ADN). Der Brand im 

sowjetischen atomgetrieberten 
Unterseeboot „ Komsomolez", das 
Anfang April dieses Jahres im 
Europäischen Nordmeer gesunken 
war, ist mit großer Wahrschein­
lichkeit auf eine Störung im 
Stromleitungssystem der Boots­
pumpen zurückzuführen. Zu die­
ser Schlußfolgerung gelangte 
eine Regierungskommission. Das 
Feuer habe fast gleichzeitig meh­
rere Bootssektionen erfaßt, wo­
durch sich der Druck in den Kam­
mern bedeutend erhöht habe. Die 
Eindämmung des Brandes hätte 
eine sofortige hermetische Abrie­
ielung der Bootssektionen erfor­
dert. Auf - Grund des hohen 
Druckes mußten jedoch die Kam­
mern geöffnet werde11, so daß die 
Luft entweichen konnte. Wie 
die Kommission feststellte, hätten 
mehrere technische Unvollkom­
menheiten in verschiedenen Sy­
stemen des Prototyps einer neuen 
U-Boot-Generation zur Havarie
beigetragen.

Mitte/amerikanische Präsidenten beschlossen: 

Endgültige Auflösung der 
antisandinistischen Contras 
Ortega ruft USA zur Unterstützung der Vereinbarung auf 

Tecuclcalpa (ADN). Auf einen 
gemeinsamen Plan zur endgültigen 
Auflösung der in Honduras sta­
tionierten und von den USA un­
terstützten antisandinistischen 
Contra-Verbände haben sich die 
Präsidenten von fünf Ländern 
Mittelamerikas geeinigt. Zum 
Abschluß ihres Gipfeltreffens in 
der honduranischen Stadt Tela 
unterzeichneten sie am Montag 
eine Vereinbarung, die die Demo­
bilisierung, Repatriierung und 
Wiedereingliederung der Contras 
innerhalb von drei Monaten bis 
spätestens zum Jahresende vor­
sieht. Mit der Oberwadiung die­
ser Schritte wird eine von den 
Vereinten Nationen und der Or­
ganisation Amerikanischer Staa­
ten zu .bildende internationale 
Kommission beauftragt. 

Die Präsidenten Alfredo Chri­
stiani (El Salvador), Vinicio Ce­
rezo (Guatemala), Jose Azcona 
(Honduras), Oscar Arias (Kosta­
rika) und Daniel Ortega (Nikara­
gua) bekräftigten in einer ii:emein­
samen Erklärung ihren festen 
Willen, eine Beilegung der Kon­
flikte in der Region mit politi­
schen Mitteln fortzusetzen. 

Die Präsidenten kamen über­
ein, ihr nächstes Gipfeltreffen im 
Dezember in Nikaragua abzuhal­
ten. 

Die Vereinbarungen bestehen 
aus einer Deklaration von Tela in 
acht Punkten und einem Anhang 
,.Gemeinsamer Plan für die frei­
willige Demobilisierung, Repa­
triierung und Wiederansiedlung 
von Angehörigen des nikaragua­
nischen Widerstands und deren 
Familienangehörigen in Nikara­
gua und Drittländern" .  

Die Deklaration bekräftigt die 
von den Präsidenten bei früheren 
Treffen eingegangene Verpflich­
tung, das jeweilige Territorium 
nicht für Aktionen zur Verfügung 

zu stellen, die auf die Destabili­
sierung mittelamerikanischer 
Länder abzielen. 

EI Salvador wird empfohlen, 
nach Wegen zu suchen, die Be-

. freiungsbewegung FMLN am v.er­
fassungsmiißigen politischen Le­
ben teilnehmen zu lassen. Der 
Verzicht auf bewaffnete Ausein­
andersetzungen und der Dialog 
seien der einzige Weg, um natio­
nale Versöhnune zu sichern. Es 
werden auch die Bemühungen 
gewürdigt, in Cuatemala durch 
einen ständigen und breiten Dia­
loll; eine nationale Versöhnunai zu 
erreichen. 

Nach Abschluß der Beratungen 
appellierte der nikaraguanische 
Präsident Daniel Ortega an die 
USA, die ,Vereinbarungen zu un­
terstützen und ihre Unterstützun(I 
für die Contras - nach dem wn­
len der USA-Regierung sollten 
ihre Einheiten keinesfalls vor 
Februar kommenden Jahres auf­
gelöst werden - i,n eine Hilfe zur 
Wiedereingliederung der Contras 
in das zivile Le�n umzuwandeln. 

Konterrevolutionäre 
drohen mH Aaaressioa 

Miaml (ADN). Vertreter der 
Contra-Führung haben die Be-' 
schlüsse des mittelamerikanischen 
Gipfeltreffens zur Demobilisie­
rung der antisandinistischen 
Konterrevolutionäre in ersten 
Stellungnahmen abgelehnt. Ari­
stides Sanchez, Mitglied des Di­
rektoriums der Contra-Dachorga­
nisation „Nikaraguanischer Wi­
derstand" (RN), erklärte am 
Dienstag in Miantl, er sehe für 
die Contra-Verbände jetzt keine 
andere ,Chance, als von den La-' 
gern in Honduras aus bewaffnet 
in Nikaragua einzudringen. 

Washington zeigt Mißfallen 
über Demobilisierungsplan 

Wublnrton (ADN). Die USA 
haben ihr Mißfallen über den von 
den fünf mittelamerikanischen 
Präsidenten beschlossenen Plan 
zur Auflösung der Contra-Ver­
bände geäußert. Wie aus dem 
State Department verlautete, wie­
sen Außenminister James Baker 
und sein für Lateinamerika zu­
ständiger Stellvertreter, -Bernard 

, Aronson, · · den, �  kostarikanischen 
· Präsidentei'lh'Ost!ar Arias <darauf< 

hin, daß dieser Plan „einen Auf- . 
schrei auf dem rechten Flügel von 
Präsident Bushs Republikanischer 
Partei auslösen " werde. Diese 
Partei betrachte die Existenz und 
den Schutz der Contras als Ver­
pflichtung der USA. Vom offiziel­
len Washington werde das Ergeb­
nis von Tela so verstanden, daß 

die Demobilisierung eine freiwil­
iige Entscheidune der Contras 
sein muß. 

Präsident Bush sei mit seiner 
Politik, die mit dem Widerstand 
gegen die Contra-Auflösung zu­
gleich den Willen der politischen 
Opposition in Nikaragua igno-

. riere, in , die IsoUerune geraten, 
stellte .Öie ;New ,Yo�k Times" am 

. Dienstag fest. Das Blatt meinte,• 
selbst das stark von Washington 
abhängige Honduras sei dem 
USA-Lager, abtrünnig geworden 
und unterstütze die baldi(le De­
mobilisierung der Contras. Man 
fürchte dort, daß deren Lager zur 
Gefahr für Honduras werden, 
wenn sie nicht bald verschwin­
den. 

Liquidierung der nuklearen 
Waffen in Genf verlangt 
Sozialistische Staaten unterstützen f rdtiative Paktfreier 

Genf (ADN). Einen Mandats­
vorschlag der nichtpaktgebunde­
nen und neutralen Staaten in der 
Genfer Abrüstungskonferenz zur 
Aufnahme von Verhandlungen 
zum Tagesordnungspunkt „ Ver­
hinderung eines nuklearen Krie­
ges" hat die Gruppe der sozia­
listischen Staaten am Dienstag in 
der Plenarsitzung des 40-Staaten­
Gremiums unterstützt. Die sozia­
listischen Staaten hätten bereits 
seit Jahren die Aufnahme von 
Verhandlungen gefordert, weil 
jeder Krieg - ob nuklear oder 
konventionell - verhindert wer­
den müsse, betonte Botschafter 
Dimitar ,Kostow (Bulgarien) im 
Namen dieser Staatengruppe. Der 
Mandatsvorschlag sieht die Schaf­
fung eines Konferenzkomitees zu 
diesem Tagesordnungspunkt vor. 
Ein solches Ad-'hoc-Komitee wäre 
geeignet, um die praktische Ar­
beit aufzunehmen, sagte Kostow. 
Seine Staatengruppe wäre aber 
auch für andere Regelungen of­
fen-, wenn sie zu diesem Ziel 
führten. 

Im Namen der westlichen Staa­
ten lehnte Japans Botschafter 

Chusel Yamada den Manclatsvor­
schlag ab. Indiens Botschafter 
Kamalesh Sharma machte für die 
Gruppe der nichtpaktgebundenen 
und neutralen Staaten auf die ka­
tastrophalen, Folgen aufmerksam, 
die der Ausbruch eines nuklearen 
Krieges für die gesamte Mensch­
heit hätte. Das zu ver-hüten liege 
im Lebensinteresse aller Völker. 
Es sei ausgeschlossen, sich im 
Falle einer · Anwendung von 
Ker"nwaffen au,f das Recht auf 
Selbstver\eidigung und die Charta 
der Vereinten Nationen zu beru­
fen. Der kürzeste Weg zur ·Besei­
tigung der Gefahr eines nuklea­
ren Krieges wäre die Liquidie­
rung der Kernwaffen. Solange 
dieses Ziel nicht erreicht ist, 
sollte ihre Anwendung unter Ver­
bot gestellt werden. In diesem 
Zusammenhang erinnerte der 
Botschafter an die in der gemein­
samen so;wjetisch-amerikanischen 
Erklärung über das Genfer Gip­
feltreffen getroffene Feststellung, 
daß ein Kernwaffenkrieg nicht 
entfesselt werden darf und daß 
es in ihm keine Sieger geben 
kann. 

Babyhandel blüht in der BRD 
Skrupelloser ' Schacher mit Kindern ausländischer Mütter 

Frankfurt (Main) (ADN). Flug­
häfen in der BRD sind. zuneh­
mend Umschlagplätze für mensch­
liche Ware: Fast täglich treffen 
Frauen aus den Philippinen oder 
Thailand mit ihren Babys in 
Frankfurt (Main) ein, die ihnen 
gleich nach der Abfertigung aus 
den Armen genommen werden. 
Skrupellose Händler haben die 
Kinder ihren ausländiscilen Müt­
tern für ein Spottgeld abge­
schwatzt, um sie dann mit riesi­
gen Gewinnen an kinderiose Ehe­
paare weiterzuverkaufen. Zu 
Preisen zwischen 18 000 und 
35 000 DM werden die Kleinen 
aus Asien und Lateinamerika ge­
handelt. Ein knallhartes und lu­
kratives Geschäft, das floriert. 
Wie das BRD-Fernsehen berich­
tete, wurden 1988 in, der Bun­
desrepublik 500 verkaufte Babys 
registriert, die Dunkelziffer liege 
jedoch weitaus höher. 

Nahezu unbehelligt können die 
Menschenhändler die hohe Zahl 
an Adoptionsbewerbern ausnut­
zen. ,,Private Adoptionsvermitt-

lung" wird laut Strafgesetzbuch 
lediglich als „Ordnungswidrig­
keit" gehandhabt, die bisher da­
für verhängte Höchststrafe war 
5000 DM. 

Rainer Graf Adelmann von 
Adelmannsfelden, bereits berüch­
tigt durch die "Beschaffung" von• 
Söldnern und Nierenspendern, 
schilderte im Fernsehen unge­
niert den Ablauf seiner Geschäf­
te : ,, Man muß nur eine Mutter 
nehmen, die in der dritten Welt 
ein Kind bekommt, das sie nicht 
unterhalten kann, und ihr sagen, 
daß man jemanden hätte, dN" die­
ses Kind will. Sie gibt dieses 
Kind zur Adoption frei oder er­
klärt, der und der sei der Vater 
ihres Kindes. Dann wird für Mut­
ter und Kind eine Flugkarte ge­
kauft, die beiden fli�en hierher, 
das Kind bleibt hier und die Mut­
ter fährt wieder auf die Philip­
pinen zurück."  Adelmann brln&t 
nach eigenen Aneaben etwa 100 
Kinder im Jahr In die Bundes·­
republik, 

Drifte Gesprächsrunde 
Angol...UNITA begann 

Klnshua. (ADN). Vertreter der 
angolanischen Regierung und der 
oppositionellen UNITA haben am 
Dienstag unweit der zarrischen 
Hauptstadt Kinshasa ihre Ge­
spräche über die Verwirklichung 
des im Juni geschlossenen Abkom­
mens von Gbadolite wieder auf­
genommen. Im Mittelpunkt die­
ser dritten Verhandlungsrunde 
stehen erneut Probleme bei der 
Verwirklichung des Ende Juni in 
Kraft getretenen Waffenstill­
stands sowie Modalitäten der 
Eingliederung von UNITA-Ange­
hörigen in die angolanische Ge­
sellschaft. 

Angolas Außenminister Van­
Dunem hatte am Wochenende der 
UNITA vorgeworfen, durch fort­
gesetzte militärische _Operationen 
das Waffenstillstandsabkommen 
zu gefährden. Bei Überfällen der 
UNITA seien seit Abschluß dieses 
Abkommens mehr als 300 Perso-

. nen getötet und mehrere wichtige 
Wirtschaftsobjekte zerstört wor­
den 

Kambodscha: Programm 
für UNO-Mission erörtert 

Phnom Penh (ADN). Die in 
Kambodscha weilende Informa­
tionsmission der UNO hat am 
Dienstag in Phnom Penh mit dem 
stellvertretenden Minister für 
Nationale Verteidigung Kam­
bodschas Keo Kim Yan das Pro­
gramm der Mission erörtert. Da­
bei wurde festgelegt, das 15köp­
fige UNO-Team in drei Gruppen 
aufzutefüm, die mehrere Regio­
nen des Landes, darunter die Pro­
vinzen Battambang und Siem 
Reap im Nordwesten, sowie Orte 
an der Grenze zu Vietnam besu­
chen. Am selben Tag unternahm 
die UNO-Abordnung eine Inspek­
tion der Straße Nr. 1 von der 
kambodsdlanischen ·Hauptstadt 
Phnom J?enh bis Ho-Chi-Minh­
Stadt in Vietnam. 

Jährlich 20 Prozent mehr 
Obdachlose in den USA 

Washin1ton (ADN). Die Ob­
dachlosigkeit in den USA steigt 
jährlich um mindestens 20 Pro­
zent. Das wird In einem am 
Dienstag veröffentlichten Bericht 
des Instituts für erschwingliche 
Wohnungen, einem Forschungs­
zentrum der Rutgers Universität 
in New Brunswick (Bundesstaat 
New Jersey), festgestellt. Gegen­
wärtig sind etwa vier Millionen 
USA-Bürger gezwungen, in Not­
unterkünften zu leben oder die 
Nächte in Häuseredten oder auf 
Bahnhöfen zu verbringen. 

Wohng1ebiete Kabuls 
· von Raketen __ getroffen
· · K:abul (ADN). Die afghanische

Hauptstadt ist am Dienstag von
Angehörigen der bewaffneten
Opposition erneut mit Raketen
beschossen worden. Mehrere

· Wohngebiete und ein im Nord­
westen der Stadt gelegenes Mu­
nitionsdepot der afghanischen Ar­
mee wurden getroffen. Seit Frei­
tag sind in Kabul mehr als 180
Raketen eingeschlagen. Minde­
stens 54 Einwohner wurden ge­
tötet und 78 verletzt.

H 1 -Raketenstarl in
Japan mißlu,n.gen

Tokio (ADN). Der Start einer
H !-Rakete auf dem japanischen
Raumfahrtzentrum Tanega­
shima im Süden des La-ndes ist
am Dienstag mißlungen. Offiziel­
len Angaben zufolge zündete
zwar das )'laupttriebwerk, aber
die Zündung der sechs Zusatz­
r�keten blieb aus, so daß der
Start abgebrochen werden mußte.

Lage auf Wohnungsmarkt
der BRD katasf,rophal

Bonn (ADN). Auf die katastro­
phale Wohnungssituation in der 
BRD macht der Verband der In­
genieure der BRD (V.DI) In der
jüngsten Au&&abe seiner- VDI­
Nachrichten aufmerksam. In Bal­
lungsgebieten wie Hamburg,
Köln/Düsseldorf, dem Rhein­
Maiin-Gebiet, Stuttgart und Mün­
chen sei der Markt wie „ leerge­
fegt ". Bundesweit fehlten minde­
stens 400 000 Wohnungen.

Täglich sterben 6 Tierarten 
Quito. Alle vier Stunden stirbt auf 

der Welt eine Tierart aus, erklärte 
der Begründer der Naturschutz-Or• 
ganisation • Wildlife Systems•, James 
Fowler, bei einem Besuch in fkua, 
dor. Noch vor zehn Jahren sei .nur" 
alle vier Tage eine tierische Spezies 
ausgestorben. 

. Programm geg•n Alg•npHt 
Rom. Mit einem umgerechnet 1 ,8, 

Milliarden-Mark-Programm wil l  die 
italienische Regierung jetzt der all­
jährlich wiederkehrenden Algen• 
pest an. der. Adria-Küste Herr wer• 
den. Damit soll der Bau von Klär­
anlagen finanziert, der Einsatz von 
Pestiziden in der Landwirtschaft ver­
mindert und die extensive Viehzucht 
vor allem in qer Po-Ebene einge, 
schränkt werden_. 

Insektenmuseum eröffnet 
Monaguo. Das erste r,ikaragua­

nlsche Museum der Entomologie 
(Insektenkunde) ist in le6n eröff­
net worden. Es umfaßt eine umfang­
reiche Schmetterlingssammlung und 
nahezu 30 000 Insektenarten. 
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Geoffrey Palmer wurde neuer 
Premier von Neuseela"d 
Einlaufverbot für KriegssdJiffe mit A-Waffe� bekräftigt 

WelllnJ'ton (ADN). Zum neuen 
Führer der regierenden Labour­
Partei Neuseelands ist am Diens­
tag der bisherige stellvertretende 
Regierungschef Geoffrey Palmer 
gewählt worden. Er trat damit 
auch als Ministerpräsident die 
Nachfolge von David Lange an, 
der aus gesundheitlichen Grün­
den seinen Rücktritt bekanntge­
geben hatte. Mit der Wahl der 
bisherigen Ministerin für Ge­
sundheit und Wohnungsbau, He­
len Clark, zum stellvertretenden 
Ministerpräsidenten wird erst­
mals in Neuseeland eine Frau 
diesen Posten übernehmen. 

Unmittelbar . nach seiner Wahl 
bekräftigte der neue Premier das 
,von seinem Amtsvorgänger ver­
kündete Verbot des Einlaufens 
von Kriegsschiffen mit Kernwaf­
fen in neuseeländische Häfen. Er 
reagierte damit auf Äußerungen 
des Sprechers des USA-Außen­
ministeriums Richard Boucher, 
dei;- am Vortag die Hoffnung zum 
Ausdruck gebracht hatte, Neusee­
land werde seine Politik auf die-. 
sem Gebiet „überdenken". Die 
USA hatten nach dem Einlauf­
verbot ihre militärische Zusam-' 

·menarbeit mit Neuseeland aufge­
kündigt.

„Unsere Politik hat sich nicht
geändert und wird sich nicht än­
dern", betonte der neue Regie­
rungschef am Dienstag. Er werde
die Anti-Kernwaffen-Politik, die
unter Ministerpräsident David
Lange geführt wurde, fortsetzen. 
Auch am bisherigen Wirtschafts­
kurs wolle er festhalten.

* 

Der neuseeländische Ministerprä-
sident Geoffrey Palmer wurde 1942 

in Nelson, auf der südlichen der 
beiden g roßen Inseln des Paxifik• 
staates, geboren. Er studierte zu­
nächst an der Universität von Wel� 
llngton Rechts• und Kunstwissen­
schaften und setzte seine Studien 
in den USA fort, wo er zu Beginn 
der 70er Jahre als Rechtswissen­
schaftler an verschiedenen Univer­
sitäten lehrte. 

1979 wurde er Parlamentsabge­
ordneter der neuseeländischen 
labour-Partei und 1983 Stellvertre-

. tender Vorsitzender der Partei. Nach 
der Regierungsübernahme durch die 
labour-Partei 1984 wurde Palmer 
stellvertretender Ministerpräsident 
und Justi:i:minister. Seit 1987 leitete 
er auch das Ministeriurn für Um­
weltschutz. 

Fatah bekräftigt Initiativen 
der PLO für Konfliktlösung 
Einberufung internationaler Nahostkoilferenz verlangt 

Tunis (ADN). Ihre volle Zu­
stimmung zu den von der PLO 
unternommenen Initiativen zur 
Lösung des palästinensisch-israe­
lischen Konflikts und zur Her­
stellung eines dauerhaften Frie­
dens im Nahen Osten haben die 
mehr als 1000 Teilnehmer des 
5. Allgemeinen Kongresses der
Nationalen Palästinensischen Be­
freiungsbewegung (Fatah) in Tu-:­
nis bekräftigt. In einer politischen
Resolution befürworten sie zu­
gleich die vom Kongreß des Pa­
lästinensischen Nationalrates im
vergangenen November gefaßten
Beschlüsse, zu denen auch die
Proklamierung des Staates Palä-
stina gehört. ·

Wie in ·dem · Dokument betont
wird, setzt sich die Fatah als
größte Teilorganisation der PLO
nachdrücklich für die Einberufung
einer internationalen Nahostkon­
ferenz unter der Schinnherr­
schaft der UNO ein. An ihr soll­
ten die fünf Ständigen Mitglie­
der des Sicherheitsrates sowie alle
am Konflikt beteiligten Seiten

teilnehmen, einschließlich der 
PLO als einzig legitime Vertre­
terin des palästinensischen Vol­
ke6. Dies sei der einzig gangbare 
Weg zu einem gerechten und 
dauerhaften Frieden für alle Völ­
ker der Region. 

Die Delegierten sprechen sich 
für die Anwendung aller Formen 
des politischen und · bewaffneten 
Kampfes zur Verwirklichung des 
legitimen Rechts des palästinen-, 
sischen Volkes auf Selbstbestim­
mung und einen eigenen unab­
hängigen Staat aus. 

Die Fatah-Delegierten geben 
ihre Zustimmung zur Fortsetzung 

, des Dialogs mit den USA und 
: fordern die Vereinigten Staaten 
und ·· Israel iur Teilnal:fme ' an ' 
einer Nahostkonferenz auf. 

Besondere Würdigung findet 
die Unterstützung des Kampfes 
des palästinensischen Volkes 
durch die sozialistischen Staaten, 
die Bewegung der Nichtpaktge­
bundenen, die Organisation der 
Afrikanischen Einheit und die 
islamischen Staaten. 

Liberal-Demokratische Partei 
Japans wählte Präsidenten 
Toshiki Kaifu sol l  LDP aus bisher tiefster Krise führen 

Tokio (ADN). Die regierende 
Liberal-Demokratische Partei 
Japans hat am Dienstag in Tokio 
den früheren Erziehungsminister 
Toshiki Kaifu zu ihrem neuen 
Präsidenten gewählt. Er erhielt 
das Vertrauen der LDP-Parla­
mentsabgeordneten und der Ver­
treter der Präfekturorganisatio­
nen der Regierungspartei. Bei der 
Abstimmung entfielen auf Toshiki 
Kaifu 279 der 447 gültigen Stim­
men. Angesichts der absoluten 
LDP-Mehrheit im Unterhaus ist 
seine Berufung zum Premiennini­
ster Japans am heutigen Mitt­
woch so gut wie sicher. Kaifu 
wird am selben Tag sein Kabi­
nett. vorstellen. 

Toshiki Kaifu tritt das gewiß 
nicht einfache politische Erbe 
gleich. zweier Vorgänger an - No­
boru Takeshita und Sosuke Uno. 
Der eine mußte zurücktreten, weil 
er nachweislich Wahlkampfspen­
den des Recruit-Konzerns ange-

nommen hatte. Der andere zog 
die Konsequenz aus der Nieder­
lage der Regierungspartei bei den 
jüngsten Oberhauswahlen vom 
23. Juli.

Der neue Mann an der Spitze -
der vierte in 20 Monaten - soll 
die Partei noch vor den näch­
sten Unterhauswahlen, die späte­
stens im Sommer 1990, wahr­
scheinlich aber viel früher statt­
finden, aus einer Krise führen, 
die die Partei selbst als die tiefste 
ihrer Geschichte einschätzt. 

In seiner ersten politischen Er­
klärung nach der Wahl versprach 
Toshiki Kaifu - wie schon sein 
Vorgänger Sosuke Uno - grund­
legende Refonnen, Die Abschaf­
fung von Wahlkampfspenden, das 
Offenlegen der Einkommen der 
LDP-Parlamentarier und die Be­
seitigung des Fraktionskampfes 
innerhalb der Regierungspartei 
sollen dabei auf der Prioritäten­
liste stehen. 

Der Taifun Nr. 13, der am vergangenen Sonntag über Japan hinweg­
gefegt war und dessen sintflutartige ltegenfiille Erdrutsche verursacht 
hatten, brachte auch diese StraBen�ücke bei Fukushima nordöstlich von 
Tokio zum Elnstun Telefoto:ZB!DPA 

Schweiz:  Alpinist tot geborgen 
Bern. Oer· schweizerische Bergret­

tungsdienst barg die Leiche eines 
auf dem Matterhorn abgestürzten 
österreichischen Alpinisten. Weitere 
13 Bergsteiger warei:i über 24 Stun­
den in einem Schneesturm stecken­
geblieben. 

Massenkarambolage bei Passau 
München. Bei einer Massenka­

rambolage in dichtem Nebel sind 
auf der Autobahn bei Possou 13 
Personen verletzt worden. Insgesamt 
waren 22 Fahrzeuge in die Unfall­
serie verwickelt, darunter auch ein 
Streifenwagen der Polizei. 

Terror gegen politische 
Gefangene i,n der 
Türkei verurteilt 

Ankara (ADN). Der systemati­
sche Terror gegen politische Ge­
fangene in den Haftanstalten der 
Türkei ist in einer gemeinsamen 
Erklärung von sechs türkischen 
und kurdischen Parteien ver­
urteilt worden. Die Vereinigte 
Kommunistische Partei der Tür­
kei, die Befreiungsbeweguna 
Kurdistans, die Kommunistische 
Partei der Arbeit der Türkei, die 
Befreiungsorganisation der Tür­
kei und Nordkurdistans, die Re­
volutionäre Arbeiterorganisation 
und die Sozialistische Arbeiter­
partei betonen in ihrer Stellung­
nahme, antidemokratische Ge­
setze ermöglichten es, politische 
Gefangene über die Bestrafung 
hinaus auch physisch und mora­
lisch zu zerbreclten. 

W1eiterer BRD-Minister 
erhebt revanchistische 
Forderungen 

Bonn (ADN). Mit Regierungs­
sprecher Minister Hans Klein hat 
am Dienstag ein weiteres Mit­
glied der BRD-Regierung die ter­
ritoriale Integrität der VR Polen 
und der UdSSR direkt in Frage 
gestellt und der DDR Ihre staat� 
liehe Souveränität abzusprechen 
versucht. Klein bekräftigte in 
einer Dokumentation des Bundes­
presseamtes und einem dazu ver­
faßten Begleitschreiben die revan­
chistischen Forderungen von 
CDU/CSU-Politikern nach Wieder­
herstellung des Deutschen Rei­
ches in den Grenzen von 1937. 
Es gelte der Anspruch, daß 
Deutschland in den Grenzen von 
1937 über das Jahr 1945 hinaus 
rechtlich fortbestehe. 

Erst am Wochenende hatte der 
Fraktionsvorsitzende der CDU/ 
CSU, Dregger, die Forderung nach 
Wiederherstellung des „ Groß­
deutschen Reiches" erneuert, die 
bereits zuvor wiederholt vom 
CSU-Vorsitzenden und Bundes­
finanzminister Waigel erhoben 
worden war. 

Sprecherin der Grünen : 

Nationalistische 
Denkweise politisch 
nicht ungef ihrlich 

Bonn (ADN). Die Fraktions­
sprecherin der Grünen im Bun­
destag, Antje Vollmer, hat die an­
maßende 'Erklärung des Staats­
sekretärs im sogenannten inner­
deutschen Ministerium und lang­
jährigen Führers des Revanchi­
stenverbandes der Ostpreußen, 
Ottfried Hennig, zurückgewiesen, 
bei den Bürgern der . .. DDR han­
dele es sich um " Mitglieder ein­
und desselben Staates, nämlich 
Deutschlands". Hennigs .,,groß­
deutsche 1-Stae.ten-Theorie" in 
einem ZDF-Interview lasse 
,,Rückschlüsse auf die nationali­
stische Denk- und Redeweise sei­
nes Ministeriums zu". Sie sei ent­
weder dummes Gerede oder un, 
verantwortliches Zündeln. Man 
müsse sich fraien, wo denn die 
Grenzen dieses sogenannten einen 
deutschen Staates liegen. ,,Erst 
stellt Herr Dregger die West­
grenze der Volksrepublik Polen 
in Frage und nun noch Herr Hen­
nig die Eigenstaatlichkeit der 
DDR" konstatierte die Fraktions­
sprech

1

erin. Die „eigenartig 
schlüpfrige Redeweise" der CDU/ 
CSU-Politiker In der Ostpolitik 
sei „politisch nicht Uniefährlich". 

München: Kandidatur 
von Frau khönhuber für 
Oberbürgermeisleramt 

München (ADN). Die Rechts­
anwiUtin Inirid Schönhuber, die 
Frau des „Republikaner"-Chefs 
Franz Schönhuber, will für die 
neonazistische Partei in das 
Münchner Rathaus einziehen. Wie 
der bayerische Landesvorstand 
der Neonazis bekanntaab, werde 
sie im März 1990 für das Amt 
des Oberbürgermeisters der 
1 ,3.-MJJlionen-Stadt kandidieren. 
Der ehemalige SS-Mann und.An, 
gehör,ige der Leibstandarte „Adolf 
Hitler" Franz Schönhuber hat 
wiederholt erklärt, daß seine Par­
tel den Ein,zug in den bayerischen 
Landtag anstrebt. 

Feuergefecht Gangster-Polizei 
Neapel, Italienische Polizisten ho­

ben am Montag zwei Männer er• 
schossen, die auf der Autobahn !Wi­
schen Salerno und Reggio Calabria 
einen Geldtransporter überfielen. 
Weitere zwei Personen wurden , bei 
dem Schußwechsel zwischen Poli­
zisten und Gangstern verletzt. 

Mit Sonnenauto durch die USA 

Washington. Der 22jährige James 
Worden hat mit einem durch Son• 
nenenergie angetriebenen Auto die 
USA von West nach Ost durchquert . 
Mit dem dreirädrigen, nur 130 Kilo­
gramm schweren Vehikel "Solec­
trica • legte der Konstrukteur die 
.5120 Kilometer zwischen los Ange. 
les und Washington innerhalb von 
zwei Woc.hen zurück.

Was sonst noch passierte 
Als Norwegens jüngste Ur­

Urgroßmutter wurde in der 
Presse die 76jöhrige Karine El­
lingsen bezeichnet. Nachdem 1hr 
Urenkel Oeir Hegeland Vater 
geworden. ist, kann sie auf den 
Sproß der fünften Generation 
blicken. Karinei Tochter ist 55; 
ihr Enkel 39 und ihr Urenkel 21 .  
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